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Guten Abend,

der Bundeskanzler hat einen Brief geschrieben. Er hat ihn an die Wirtschafts- und Korruptionsstaatsanwaltschaft adressiert. Er hat dieser Sonderstaatsanwaltschaft vorgeworfen, mit ihren Ermittlungen gegen ihn und den amtierenden Finanzminister Gernot Blümel das Ansehen Österreichs im Ausland zu gefährden.

In etwas holprigem Deutsch schreibt der Bundeskanzler: "Fehlerhafte Fakten und unrichtige Annahmen aus Ihren Akten, die an die Öffentlichkeit geraten, sorgen im In- und Ausland nicht nur für einen Reputationsschaden für die betroffenen Personen, sondern führen vor allem im Ausland auch zu einem Reputationsschaden für die Bundesregierung und damit für die gesamte Republik Österreich".

Das ist ein bemerkenswerter Satz, nicht nur weil Kurz den widersinnigen Terminus "fehlerhafte Fakten" verwendet. Fakten die "fehlerhaft" sind, gibt es nicht, dann wären es keine Fakten, sondern Fakes. Ein Fake ist etwa die Behauptung von Kurz, die WKStA steche Akten an Journalisten (etwa mich) durch.

Er unterstellt der Justiz zwischen den Zeilen also nicht nur Amtsmissbrauch, sondern er kreidet der Behörde auch ein Dirty Campaigning gegen die Republik an. Dieser demagogische Größenschluss ist nur von autoritären Figuren bekannt. Eine Ermittlung gegen einen Politiker als Reputationsschaden für "die gesamte Republik" zu framen, ist die etwas unbeholfene Version des Satzes: "Der Staat bin ich". Solchen Größenwahn kannte man bisher nur von Jörg Haider.

Sebastian Kurz hat mit seinem Brief den Beweis erbracht, dass er schon als junger Mann abzuheben gedenkt. Der 34-jährige Kanzler hat offenbar kein Korrektiv mehr, keinen Widerpart, der solche Schreiben gegenliest und ihm widerspricht. Er umgibt sich mit jungen Adoranten, unerfahrenen Frauen (die ihre Diplome fälschen oder ihm nach dem Mund reden) und geschäftstüchtigen Ohrenbläsern, die nur ihre eigenen Interessen oder Konten pflegen. Er glaubt jetzt offenbar, dass seine Partei alles darf, ja dass seine Partei mit Österreich gleichzusetzen ist. Aber die Österreichische Volkspartei ist nicht das Österreichische Volk.

Sebastian Kurz weiß das natürlich. Aber er ist erfolgsverwöhnt. Bei ihm geht alles durch, dank des gekauften oder ihm immer noch ergebenen Boulevards. Jetzt versucht er die Justiz mit propagandistischen Tricks zu beschädigen, weil er Unheil wittert. Die ganze politische Szene Wien wittert etwas. 300.000 Chats seines Intimus Thomas Schmid wurden auf einer zufällig gefundenen "Time Capsule" – einem Speichermedium für Daten – beschlagnahmt. Offenbar ist da einiges doch noch nicht geschreddert worden. Wenn er die Justiz attackiert, so denkt Kurz, dann diskreditiert er vielleicht auch die von der Justiz ans Tageslicht beförderten Daten.

Man darf Sebastian Kurz das nicht durchgehen lassen. Wenn Zeitungen aber vom "Schlagabtausch" zwischen ihm und der Staatsanwaltschaft schreiben, dann vernebeln sie in seinem Sinne. Denn die Schläge werden nicht "abgetauscht". Das sind, um Kurz zu zitieren "falsche Fakten". Die Wahrheit ist eine andere: Die Justiz ermittelt gegen die ÖVP. Die ÖVP schlägt deshalb auf die Justiz ein.

Die Wahrheit lautet auch: Die WKStA ist keine "rote Behörde", die WKStA sticht keine Akten an Medien durch (das machen Anwälte), die WKStA hat auch keine "falschen Fakten" in ihrem Material, sondern sie klärt Sachverhalte und Verdachtslagen auf, mit richterlicher Genehmigung, so wie es das Gesetz vorsieht. Gernot Blümel kann dagegen Rechtsmittel einlegen, doch darauf hat er verzichtet. Er weiß, warum.

Bleiben Sie wachsam,
Florian Klenk

Quelle: Facebook
